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            Hamburg beteiligt sich am 
Volksbegehren  „Unser Hamburg – Unser Netz“
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                                                   geht weiter und fordert:
Nicht nur Energieversorgungsnetze unter öffentliche Kontrolle, sondern die gesamte Energieversorgung.
Atomkraftwerke stilllegen. Energiewende in Bürgerhand – jetzt!
Der Reaktorunfall in Fukushima zeigt:
Atomenergie ist nicht beherrschbar,
schon gar nicht von Konzernen! 
Mensch und Umwelt vor Profit
Im  Rahmen  der  Volksinitiative  „Unser  Hamburg  –  Unser  Netz“  haben   fast 18.000  Hamburger und Hamburgerinnen  folgende  Forderung  unterstützt:    
“Senat  und  Bürgerschaft  unternehmen  unverzüglich  alle  notwendigen  Schritte,  um  die  Hamburger  Strom-,  Fernwärme- und  Gasleitungsnetze  wieder  vollständig  in  die  Öffentliche  Hand zu  übernehmen.  Verbindliches  Ziel  ist  eine  sozial  gerechte,  klimaverträgliche  und  demokratisch  kontrollierte  Energieversorgung  aus  erneuerbaren  Energien.”    
Der alte Senat hat diese Initiative abgelehnt, deshalb findet vom 2. bis 22. Juni diesen Jahres nun das Volksbegehren statt  In dieser Zeit müssen rund 62.000 gültige Unterschriften gesammelt werden, um die SPD-Alleinregierung in Hamburg zu einer echten Wende in der Hamburger Energiepolitik zu bewegen. Ein Erfolg würde bundesweit ein wichtiges Signal setzen. 
Worum geht es? 
Die vier großen Stromkonzerne EON, RWE, Vattenfall und EnBW kontrollieren die Energieproduktion und die Versorgungsnetze in Deutschland.
Sie mischen sich massiv in die Politik ein und verhindern wirksamen Klimaschutz, sozialen Ausgleich und demokratische Kontrolle. Sie sichern weiter ihre Gewinne aus der Atomkraft, während die ungelösten Risiken den Bürgern zugeschoben werden.
Aktuellstes Beispiel war die Entwicklung des Energiekonzeptes der Bundesregierung und des dazu gehörigen 10-Punkte-Sofortprogramms in geheimen nächtlichen Treffen mit den Konzernen, bevor überhaupt der Bundestag darüber abstimmen durfte.  
Deshalb fordern wir:
Die vier Großen müssen enteignet und die dadurch entstehenden Unternehmen zerlegt werden. Erst in kleineren Einheiten sind sie demokratisch kontrollierbar. 
Attac Hamburg  sieht in der Rückführung der Energienetze  und  der Fernwärmeversorgung in die  öffentliche Kontrolle nur einen ersten  wichtigen Schritt dahin, dass Hamburg seine energie- und strukturpolitische Handlungsfähigkeit zurückgewinnt.
Die Energieversorgung gehört zu  den zentralen  Bereichen der Daseinsvorsorge  und deshalb  nicht  in  die Hände von  Konzernen. Dies sieht laut einer Umfrage auch die Mehrheit der Hamburger Bürger so. PSEPHOS-Institut i. A. des BUND LV Hamburg Februar 2011
Attac fordert die Enteignung bzw. Vergesellschaftung ohne Entschädigung
Bei der Ermittlung einer Entschädigung für die Versorgungsnetze und später für andere Konzernbereiche ist die Vermögensvermehrung durch „öffentliche Maßnahmen“ gegenzurechnen, so wie es im „Hamburger Deichurteil“ des Bundesverfassungsgerichts bezüglich der Deiche geschah (BVerfGE 24, 367). 
Hierzu zählen auf jeden Fall offene und verdeckte staatliche Subventionen der Atomkraftbetreiber in Vergangenheit und  Gegenwart, die Duldung ihrer monopolistischen Stellung und damit überhöhter Strompreise und Netznutzungsgebühren durch den Staat, und speziell im Fall Vattenfall das offensichtlich dubiose Verfahren beim Kauf von HEW (s. Details).
Hinzu kommen aus unserer Sicht die Wiedergutmachung für immense ökologische und gesundheitliche Schäden durch den Weiterbetrieb von Atom- und Kohlekraftwerken bei gleichzeitiger Abwälzung der Endlagerungskosten und Risiken auf die Bevölkerung.
Im Detail: 
Allein von 1950 bis 2010 wurde die Atomenergie mit mindestens 204 Milliarden Euro subventioniert, darunter fallen allein 27,5 Milliarden Euro an steuerfreien Rücklagen, die die Konzerne  unkontrolliert zum Ausbau ihrer Machtbasis investieren können. (Stand 2008)
Studie des Forums Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft/Greenpeace 2. Auflage Okt. 2010
Hinzu kommt die kostenlose Zuteilung von CO2-Zertifikaten  (rund 10 Milliarden Euro pro Jahr).
Der Staat übernimmt den Großteil der Kosten für die gescheiterte Endlagerung. Allein bei der ASSE sind das mind. 5 Milliarden Euro für die Sanierung inkl. Rückholung des Atommülls. 
Laufzeitverlängerung: Der Verband kommunaler Unternehmen, rechnet mit Einbußen von 4 bis 4,5 Milliarden Euro durch den längeren Betrieb von Kernkraftwerken. Die Entscheidung der Bundesregierung beeinflusse die „unbefriedigende Wettbewerbssituation auf dem Erzeugungsmarkt negativ und begünstige dauerhaft die Oligopolstellung der Energiekonzerne“.
Pressemitteilung des Deutschen Bundestages vom 22.10.2010 
Verkauf der HEW an Vattenfall: „Stille Reserven wurden offengelegt, sodass die HEW nicht nur ihren eigenen Kaufpreis selbst bezahlen mussten, sondern auch den für Bewag, Veag und Laubag“.  HA vom 19.10.2010   Nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs muss Vattenfall die überhöhten Durchleitungspreise deutlich senken und 50 Millionen Euro an seine Konkurrenten zurückzahlen. Manager Magazin 14.08.2008   Kinderärzte warnen vor der Feinstaubbelastung Hamburger Stadtteile durch das neue Kohlekraftwerk Moorburg.  HA 26. November 2007
Fazit:
Die Netze gehören uns. Die Bürger haben sie bereits mehrfach bezahlt.
Eine Energiewende zum Wohle der Bürger ist nur ohne die Konzerne möglich.
Volksbegehren: www.unser-netz-hamburg.de/
Attac unterstützt auch das Volksbegehren
„Keine Privatisierung gegen den Bürgerwillen!“ 
www.volksbegehren-hamburg.de
Jetzt Unterschriften für die Volksbegehren sammeln!

Kontakt bei ATTAC für Sammler: 040/654 89 60 oder auch:   attac-hbg-oekoAG@gmx.de
Kontakt ATTAC Hamburg: W3  Nernstweg 32- 34 (S-Bahn-Station Altona)  22765 Hamburg

www.attac-netzwerk.de/hamburg/ 
V.i.s.d.P. Wolf Langlotz ATTAC Hamburg W3  Nernstweg 32 — 34   22765 Hamburg
